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Sehr geehrter Herr Bundesrat 

Sehr geehrte Damen und Herren 

 

Herzlichen Dank für die Möglichkeit der Stellungnahme zur obigen Vorlage. Die EVP steht der 

Einführung einer einheitlichen Unternehmens-Identifikationsnummer kritisch gegenüber und 

schlägt vor, auf die geplante Vorlage zu verzichten und statt dessen zu prüfen, ob das 

unbestrittene Ziel einer Vereinfachung des elektronischen Datenaustausches zwischen 

Unternehmen und der Verwaltung nicht zweckmässiger durch einen entsprechenden Ausbau 

des Handelsregisters und eine Ergänzung der Handelsregisterverordnung erreicht werden 

könnte oder allenfalls durch eine Erweiterung des Mehrwertsteuerregisters. 

 

Begründung 

Die bestehenden Identifikationsnummern für den Verkehr zwischen Unternehmen und 

Behörden sind etabliert und in den IT-Systemen sowohl auf privater wie öffentlicher Seite 

integriert. Die Einführung einer neuen Nummer bedingt die Anpassung zahlreicher IT-Systeme, 

Formulare und administrativer Abläufe. Dieser erhebliche zusätzliche Aufwand wird unseres 

Erachtens durch den Nutzen einer neuen Identifikationsnummer keineswegs wettgemacht. Die 

Erfahrung zeigt, dass eine neue Nummer einfach parallel zu den bestehenden erfasst und 

weitergeführt wird, wie es beispielsweise bei der neuen AHV-Nummer der Fall ist. Das führt 

nicht zu Einsparungen, sondern zu Mehraufwand.  

 

Wir danken Ihnen für die Berücksichtigung unserer Stellungnahme und für Ihre wertvolle Arbeit. 

 

Freundliche Grüsse 

EVANGELISCHE VOLKSPARTEI DER SCHWEIZ (EVP)  
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